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LEITARTIKEL

VON JOSEF URSCHITZ

Zu Tode gefürchtet
ist auch gestorben
Jetzt kommt es darauf an, die richtige Balance zwischen „reich und krank“ und
„arm und gesund“ zu finden. Sonst wird der Wiederaufbau schwierig.

B undeskanzler Sebastian Kurz hat ges-
tern Lohnsteuererleichterungen und

die Abschaffung von unnötigen Regulie-
rungen für Unternehmen angedeutet, da-
mit das Wiederhochfahren der weitge-
hend lahmgelegten Wirtschaft besser
klappt. Das ist richtig und wichtig: Ein
besseres und nachhaltigeres Konjunktur-
programm als die Steigerung der Kon-
sumkraft in Verbindung mit regulatori-
schen Erleichterungen für das Wirtschaf-
ten gibt es nicht.

Und es ist auch mutig: Wenn die Un-
ternehmen wieder in die Gänge kommen,
wird der Staat nämlich schon mit sehr ho-
hen Schulden und krisenbedingt stark ge-
sunkenen Steuereinnahmen dastehen. In
dieser Phase zusätzlich auf Steuern zu
verzichten (und damit noch höhere
Schulden in Kauf zu nehmen) ist ein or-
dentlicher Kraftakt. Einer, der allerdings
in den Folgejahren Dividenden für Staat
undWirtschaft abwerfen könnte.

Die Pläne sind also, auch wenn sie der
Kanzler nur sehr vage angedeutet hat,
sehr positiv zu sehen. Aber sie betreffen
die zweite Phase der Krise. Den „Wieder-
aufbau“, wie das Kurz ein wenig martia-
lisch (war ja auch der Festakt zum 75-jäh-
rigen Bestehen der Republik) genannt hat.

Dieser Wiederaufbau ist aber noch ein
Stück entfernt. Derzeit haben wir ganz an-
dere Probleme. Beispielsweise mindes-
tens 1,7 Millionen der 3,8 Millionen un-
selbstständig Erwerbstätigen in Arbeitslo-
sigkeit oder Kurzarbeit – mit steigender
Tendenz. Das heißt, dass fast jeder zweite
im Arbeitsleben Stehende gerade mittlere
bis heftige Einkommenseinbußen erlei-
det. Und sich vor allem große Sorgen um
seine Zukunft macht. Denn die Illusion,
dass die Regierung nur einen Schalter
umlegen muss und alle verlorenen Jobs
wie von Geisterhand wieder da sind, die
macht sich wohl keiner mehr. In so einer
deprimierenden Situation denkt kaum je-
mand an größere Anschaffungen. Da hel-
fen auch Steuererleichterungen oder Heli-
koptergeld nichts.

Und auf der anderen Seite haben wir
sehr viele Unternehmen, die der Staat – aus
durchaus nachvollziehbaren Gründen –
ganz oder teilweise stillgelegt hat. Die wer-
den jetzt – aus ebenso durchaus nachvoll-
ziehbaren Gründen – mit Staatsgeld zuge-

schüttet, soll heißen, mit Liquidität ver-
sorgt. Auch das ist richtig und wichtig.
Denn zwei Drittel der Wirtschaft – in die-
ser Größenordnung spielt es sich unter-
dessen ab – unverschuldet in die Pleite zu
schicken kann keine Option sein. Das
wäre dann nämlich wirklich „Große De-
pression 2.0“. Die Regierung macht bis-
her also ziemlich viel richtig.

A ber: Sie muss jetzt stärker auf den
Zeitfaktor schauen. Wie der deut-

sche Bundestagspräsident, Wolfgang
Schäuble, am Wochenende so richtig
angemerkt hat, kann Staatsgeld Umsätze
auf Dauer nämlich keineswegs ersetzen.
Je länger der Shutdown andauert, desto
weniger Unternehmen werden die
künstliche Beatmung durch den Staat
überleben. Das weitverbreitete Gefühl,
man könne „jedes Problem mit unbe-
grenzten staatlichen Mitteln lösen, und
die Wirtschaft kriegen wir hinterher wie-
der mit einem Konjunkturprogramm in
Gang“, sei definitiv ein Irrglaube.

Es wird jetzt – und das gilt natürlich
auch für eine eventuelle zweite Infek-
tionswelle – sehr darauf ankommen,
einen Mittelweg zwischen notwendigen
Gesundheitsmaßnahmen und notwen-
diger Wirtschaftswiedererweckung zu
finden. Also einen Kompromiss zwi-
schen „reich und krank“ und „arm und
gesund“, um einen alten Kalauer abzu-
wandeln.

Und es wird darauf ankommen,
Geld nicht mehr ungeschaut ins Gelän-
de zu schütten. Denn unterdessen ha-
ben Lobbygruppen sonder Zahl die
Chance erkannt, den Staat unter dem
Deckmantel „Krise“ ungebührlich anzu-
zapfen.

Wir werden Steuersenkung und De-
regulierung brauchen, um die Unter-
nehmen wieder in Schwung zu bringen.
Aber wir werden sehr darauf achten
müssen, dass es dann überhaupt noch
genügend Unternehmen gibt, die die
Kraft haben, diesen „Wiederaufbau“ in
Angriff zu nehmen. Zu Tode gefürchtet
ist nämlich auch gestorben, um einen
weiteren alten Kalauer zu bemühen.
Mehr zum Thema: Seite 1
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Handy-Wächter.Welchen
Beitrag Contact-Tracing-Apps
in der Post-Lockdown-Welt
leisten. Und was der Preis
dafür sein könnte.

S ie soll beim „Hochfahren des Alltags“
helfen, bisher polarisiert sie aber vor
allem. Nicht nur in Österreich, auch in

Deutschland, wo dieser Tage eine neue Con-
tact-Tracing-App präsentiert wurde.

Österreich – konkret das Rote Kreuz mit-
hilfe der Tech-Firma Accenture und mit fi-
nanzieller Unterstützung der Uniqa-Stif-
tung – war in Europa unter den Ersten, die
ein digitales Kontakttagebuch entwickelt ha-
ben. Diese Art von App setzt nicht auf Bewe-
gungsprofile (Tracking) von Erkrankten, um
Infektionsketten zu unterbrechen. Die Er-
krankten bzw. Menschen mit Symptomen
verständigen vielmehr selbst jene, mit de-
nen sie in den vergangenen zwei Tagen
einen relevanten Kontakt (15 Minuten bei
zwei Meter Abstand) hatten. Gespeichert
wird der Kontakt über einen digitalen Hand-
shake (einen Austausch von Zufallscodes).
Die Warnungen (plus Aufforderung) zur Iso-
lierung werden anonym versandt.

Klingt problemlos? Kommt darauf an,
wen man fragt. Und was. Ein Überblick über
die wichtigsten Themen der Stopp-Corona-
App (s. auch Gastkommentar auf S. 22).

Was plant die
heimische Politik?

Dissens. Offiziell heißt es: Die App soll frei-
willig bleiben. ÖVP-Politiker, die laut über
soften Zwang (also Vorteile für User) nach-
dachten, ruderten zurück. Im Hintergrund
herrscht jedoch zwischen ÖVP und Grünen
Verstimmung. Aus grünen Kreisen heißt es:
Die ÖVP habe eine Verpflichtung bzw. eine
über die App hinausgehende digitale Über-
wachung angestrebt, die Grünen hätten auf
Freiwilligkeit gepocht. Das Ergebnis sei, dass
die ÖVP diese App nicht wolle, weshalb sie
auch nicht intensiv beworben werde. Doch
um zu wirken, braucht die App viele User.
Oder zumindest die richtigen, wie Experten
im Umfeld des Gesundheitsministeriums er-
klären. Man will sich auf mobile Städter
konzentrieren, also Leute, die viel Kontakt
mit ihnen fremden Menschen haben. Da-
rüber hinaus sollen Unternehmen dafür ge-
wonnen werden, ihre Mitarbeiter zu moti-
vieren, die App zu nutzen – freiwillig.

Losgelöst von der Stopp-Corona-App
gibt es die Idee eines digitalen Gesundheits-
passes, der zeigt, ob man gesund, krank oder
immun ist, und der zur Nutzung von Infra-
struktur (z. B. Gastronomie) berechtigen
könnte. Wirtschaftskammer Präsident Ha-
rald Mahrer erachtet den Ansatz für interes-
sant, vor allem wenn es eine globale Lösung
gebe. Was die Regierung davon halte, wisse
er aber nicht. Die Staatsdruckerei entwickelt
jedenfalls bereits eine App zum Nachweis
einer Coronavirus-Immunität. (uw)

Wie sicher sind die
Daten der User?

Sicherheit. Fast die Hälfte der Österreicher soll
die „Stopp Corona“-App nutzen. Dann sei
flächendeckendes Tracking und ein Verhin-
dern von neuen Infektionsketten möglich, ist
das Rote Kreuz überzeugt. Derzeit haben sie
erst knapp fünf Prozent der Bevölkerung in-
stalliert. Die Skepsis an einer Tracking-App
ist nach wie vor groß. Obwohl das Rote Kreuz
auf Freiwilligkeit und Datenminimierung
setzt. Personenbezogene Daten bleiben auf
demGerät sowie die mit der App aufgezeich-
neten Kontakte. Dieser sogenannte dezen-
trale Ansatz sichert, dass niemand Zugriff da-
rauf erhält. Das Rote Kreuz erhält nur pseu-
donomisierte Kennzahlen (IDs). Erst bei
einer Infektionmuss die Telefonnummer an-
gegeben werden. Experten, die die App ge-
prüft haben, sehen den Datenschutz gewähr-
leistet. Zudem ist der Quellcode, der zeigt,
wie die App operiert, jetzt öffentlich (git-
hub.com/austrianredcross). (bagre)

Wie wirken
Apps & Co. global?

Theorie und Praxis. Ostasien gilt als Vorreiter
bei der digitalen Rückverfolgung von Co-
rona-Infizierten. Die Methoden in der Re-
gion unterscheiden sich aber – und damit
der Eingriff in die Privatsphäre. Als erster
Staat empfahl Singapur seinen Bürgern den
Download einer App, die Kontakte zeitver-
setzt mittels Bluetooth verfolgt. Auf diesem
Tracing basiert auch die „Stopp Corona“-
App. Im Gegensatz dazu werden beim
Tracking Daten in Echtzeit übermittelt.

So überwacht Taiwan – ebenso wie Is-
rael – per Mobilfunksignal, ob Einreisende
und Infizierte die Quarantäne einhalten.
Südkorea nutzt Handy-Standortdaten, Über-
wachungskameras und Kreditkartenauf-
zeichnungen und verständigt Bürger per
SMS über Coronakontakte. Die Volksrepu-
blik setzt auf QR-Codes: Basierend auf per-
sönlichen Daten und Bewegungsprofilen
weisen Smartphone- Apps nach, ob man in-
fiziert war oder mit Infizierten Kontakt hatte.
Indien will den Gesundheitszustand von In-
fizierten und medizinischem Personal mit
digitalen Armbändern überprüfen.

Doch wie wirksam sind zum Beispiel
Contact-Tracing-Apps wie jene des Roten
Kreuzes eigentlich? Wenn über die Wirkung
gesprochen wird, wird meist die im Fachma-
gazin „Science“ publizierte Studie der Uni-
versität Oxford zitiert. Darin wurde anhand
eines mathematischen Modells durchge-
rechnet, ob Smartphones einen Beitrag zur
Unterbrechung von Infektionsketten leis-
ten. Die Antwort: Ja – als ein Instrument von
vielen. Der Vorteil der App ist ihre Ge-
schwindigkeit. Denn manuelle Kontaktver-
folgung (d. h. Nachtelefonieren der Gesund-
heitsbehörde), so erklären Autoren, sei
schlicht zu langsam, vor allem weil viele An-
steckungen passieren, bevor jemand über-
haupt selbst Symptome entwickelt. Sogar
wenn alle mit Symptomen konsequent in
Quarantäne gingen, ließe sich das Virus
nicht sicher aufhalten, folgert die Studie.

Derzeit, sagt Peter Klimek, einer der Epi-
demie-Modell-Forscher am Complexity Sci-
ence Hub Vienna, liegen circa drei Tage zwi-
schen dem Zeitpunkt, an dem jemand infek-
tiös wird, und dem Antritt der Quarantäne.
Das sind drei Tage, um andere anzustecken.
„Jeder Tag weniger, auch jeder halbe, jede
Stunde hilft“, sagt Klimek. Auch die globale
Maßnahmendatenbank, die am CSH gerade
entsteht, zeige, dass derartige Apps ein „ef-
fektiver Hebel“ seien. Aufgrund der Oxford-
Studie wird vorgerechnet, dass mindestens
60 Prozent der Bevölkerung teilnehmen und
sich an die Isolierung halten müssten, damit
die App relevante Wirkung zeigt. Laut Rotem
Kreuz könnten auch 40 Prozent genügen,
weil hier die Kontakte schon vor einem Test,
nämlich ab dem ersten Verdacht, gewarnt
werden können. (me/uw)

Was machen
Google und Apple?

Kehrtwende. Zu Beginn der Corona-Pandemie
wurde das Konsortium Pepp-PT („Pan Euro-
pean Privacy Perserving Proximity Tracing“)
gegründet. Ziel war eine europaweite Lö-
sung, die grenzüberschreitend Infektions-
ketten nachverfolgen kann. Dabei kristalli-
sierten sich schnell zwei Lösungen heraus.
Eine dezentrale Serverlösung, wodurch die
Daten auf den Endgeräten der Nutzer blei-
ben. Jener Weg, den auch das Österreichi-
sche Rote Kreuz mit der App „Stopp Co-
rona“ verfolgt. Bei der zentralen Pepp-PT-
Methode erfolgt hingegen ein Abgleich der
Daten über einen zentral verwalteten Server.

Diesen Weg verfolgte die deutsche Bun-
desregierung. Dafür gab es massive Kritik
von Datenschützern. „Diese Entscheidung
stößt bei uns zwischenzeitlich auf großes
Unverständnis, da gerade dies der proble-
matischste unter den vorliegenden Entwür-
fen ist“, heißt es in einem Offenen Brief des
Chaos Computer Clubs. Denn die zentral
gespeicherten Daten könnten, auch wenn
sie pseudonymisiert gespeichert werden,
leicht de-anonymisiert und zurückverfolgt
werden. „Jedem Ansatz eines möglichen

Missbrauchs von Gesundheitsdaten muss
entschieden entgegengetreten werden.“

Unerwartet Hilfe bekommt der Chaos
Computer Club von den Tech-Riesen Apple
und Google. Die Unternehmen arbeiten ge-
meinsam daran, Software-seitig den Boden
für die Corona-Apps zu ebnen. Einerseits
soll damit die „Kommunikation“ zwischen
iPhones und Android-Smartphones verbes-
sert werden. Bislang erkennen sich die Ge-
räte über Bluetooth oftmals nicht. Anderer-
seits soll eine datenschutzsichere Bluetooth-
basierte Plattform entstehen, die eine besse-
re Nachverfolgung von Kontakten ermög-
licht. In den kommenden Monaten sollen
die Anwendungen dann in das jeweilige Be-
triebssystem integriert werden. Dabei be-
harren die beiden Unternehmen auf einer
dezentralen Speicherlösung. Daran werde
nicht gerüttelt, teilte der für Datenschutzfra-
gen zuständige Apple-Manager Gary Davis
mit. Jenen Ländern, die auf eine zentrale Lö-
sung setzen, werden die nötigen Schnittstel-
len nicht zur Verfügung gestellt.

Wohl auch aus diesem Grund hat die
deutsche Bundesregierung eine Kehrtwende
vollzogen und setzt nun ebenfalls auf einen
dezentralen Ansatz bei der Datenspeiche-
rung. Dazu solle der Einsatz einer „konse-
quent dezentralen Softwarearchitektur“ vo-
rangetrieben werden, betonen der deutsche
Gesundheitsminister Jens Spahn und Kanz-
leramtschef Helge Braun. (bagre)
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Wenn das gute Gewissen
den eigenen Vorteil sticht
Verhaltensökonomie. Augenpaare, Anreize, Strichmaxerln: Wie
bringt man Menschen dazu, in der Krise Regeln zu befolgen?

VON ULRIKE WEISER

Die Presse: Kann die Verhaltensökono-
mie Menschen motivieren, sich an Vor-
sichtsmaßnahmen zu halten?
Axel Sonntag: Sie kann in zwei Bereichen
helfen. Einerseits, wenn es darum geht, In-
formation verständlich herunterzubre-
chen. Anderseits kann sie helfen, dass aus
Geboten eine gelebte neue Norm entsteht.
Es ist das eine zu sagen: Wir müssen jetzt
alle mit Masken herumlaufen, aber etwas
anderes, den Schritt zur Gewohnheit zu
schaffen. In Zeiten von Corona ist die
Kunst, eine Gruppenidentität zu schaffen,
das heißt, dass die Leute sich nicht für sich
selbst, sondern für die Gruppe an Regeln
halten. Wenn es nur um einen selbst geht,
unterschätzt man Risken eher und findet
Ausreden.

Bisher schienen sich alle an die Regeln
zu halten. Sind wir so altruistisch, so ge-
setzestreu, oder haben wir bloß Angst?
Dass das so gut funktioniert, erstaunt mich
auch ein wenig. Aber zum einen sind wir
noch immer in Österreich, d. h. es gibt eine
gewisse Obrigkeitshörigkeit. Zum anderen
bin ich nicht überzeugt davon, dass nun
der große Altruismus ausgebrochen ist. Es
wäre auch möglich, dass nach wie vor an-
genommen wird, mit den Masken vor al-
lem sich selbst zu schützen. Das würde er-
klären, warum man auf der Straße beson-
ders viele alte Leute mit Masken sieht, die
fast das ganze Gesicht bedecken.

Aber wenn das eh gut klappt: Braucht es
dann Verhaltensökonomie?
Es funktioniert ja nicht alles so gut. In den
Parks sieht man Gruppen, die
ohne Maske näher als einen
Meter beisammenstehen. Und
auch bei der Stopp-Corona-
App gibt es Nachschärfungs-
bedarf. Die meisten – auch
ich – können einen App-
Quellcode nicht lesen. Daher
ist man verunsichert. Die
Menschen haben Sorge, dass
sie getrackt werden, sie wissen
nicht genau, was mit ihren
Daten passiert, zum Daten-
schutz kursieren verschiedene
Meinungen. In der Verhal-
tensökonomie weiß man, dass
fast alle Menschen eine Unsi-
cherheitsaversion haben, d. h.
man hält Unsicherheit schlecht aus. Wenn
man mehr Menschen überzeugen will, die
App herunterzuladen, genügt es nicht,
marketingmäßig zu beruhigen, sondern
man muss ihnen Ängste nehmen, und
zwar durch transparente Information. In-
dem man genau erklärt, warum man wel-
che Daten braucht und wie das System der
Stopp-Corona-App funktioniert. Und diese
Information muss verbreitet werden. Es
würde helfen, wenn die Regierung, die ja
Interesse an einer breiten Nutzung hat, of-
fiziell ein Papier herausgibt, das man als
normal vernunftbegabter Mensch versteht.

Müsste die Regierung dann auch klar-
stellen, welche Pläne sie mit der App
hat? Es gab das Gerücht, dass man die
Appmit Vorteilen verknüpfenmöchte.
Ja, natürlich müsste man das klarstellen.
Die Menschen müssen wissen, was die
Nutzung der App für sie konkret bedeutet.
Die derzeitige Praxis, diesbezüglich zu we-
nig aufzuklären, ist unbefriedigend.

Wenn man die App mit Anreizen ver-
knüpft, indem etwa nur User ein Ge-
schäft nützen dürfen: Bringt das Leute
dazu, die App herunterzuladen?
Natürlich funktionieren Incentives, wenn
der Anreiz nur groß genug ist. Aber es kann
auch nach hinten losgehen. Wenn nun
z. B. einige Geschäfte eine App verlangen –
wenn es alle machen, hat man ja eh keine
Wahl – kann es zu einem Crowding-out-Ef-
fekt kommen. Das heißt, die Incentive-
Rute vertreibt sehr schnell hehre Motive
wie etwa: „Ich will etwas für meine Ge-
sundheit oder die Gesellschaft tun.“ Das
belegt eine Unzahl von Studien. Ein Klassi-
ker ist eine Kindergartenstudie aus Israel.
Weil Eltern ihre Kinder oft zu spät abgeholt

haben, hat man Geldstrafen eingeführt.
Der Effekt war: Die Kinder wurden noch
später abgeholt, weil die Strafe nicht als
Strafe, sondern als Preis für das längere
Dortbleiben und spätere Abholen wahrge-
nommen wurde. Man bewegt sich dann
nicht mehr in der soften Motivationsdi-
mension, sondern in einer knallharten
Marktlogik. Was heißt das für die App?
Jene, die sie aus altruistischen Motiven he-
runtergeladen hätten, nehmen davon Ab-
stand und sagen sich: „Wenn das so ist,
dann gehe ich halt nicht in dieses oder je-
nes Geschäft und verzichte auf die App.“
Insgesamt ist es aber schwierig, ohne em-
pirische Untersuchung abzuschätzen, wie
groß der Crowding-out-Effekt konkret
wäre, d. h. ob harte Incentives trotzdem
mehr nutzen, als sie schaden, oder nicht.

Ohne Anreize ist die App derzeit weit da-
von entfernt, eine kritische Masse an
Usern zu gewinnen. Kann es mit Freiwil-
ligkeit gelingen?
Wenn die App tatsächlich ein wesentliches
Instrument in der Pandemiebekämpfung
ist, dann braucht es einen massiven
Schwenk in der Kommunikation darauf. So
wie beim Abstandhalten und Händewa-
schen müssten die Vertreter der Bundesre-
gierung ständig sagen: Bitte laden Sie die
App herunter. So würde das Gefühl entste-
hen: Das machen jetzt alle. Wenn man da-
gegen ständig hört: Es gibt erst ein paar
Tausend Downloads, aber eigentlich
braucht es Millionen, denkt man: Eh nicht
tragisch, wenn ich jetzt nicht dabei bin.

Dauerbeschallung als Mittel der Wahl?
Das klingt simpel. Und Kampagnen-

Dauerbeschallung – von
„Schau auf dich“ bis zum
„Babyelefanten“ – kann auch
nerven, oder? Es gibt bereits
eine Debatte darüber, ob der
Staat die Bürger nicht wie
kleine Kinder behandelt.
Ehrlicherweise finde ich, dass
in Österreich die Balance nicht
so schlecht gelingt. Weil sie
den Babyelefanten anspre-
chen: Das hat einen gewissen
Schmunzelfaktor und ist bes-
ser als tägliche oberlehrer-
oder oberlehrerinnenhafte TV-
Ansprachen. Natürlich wird
die Kampagne rauf- und
runtergespielt. Aber es braucht

Menge, damit Routine entsteht.

Sie haben zuvor Gruppen in den Parks
erwähnt. Gibt es hier kreative Ideen?
Derzeit hängen in vielen Parks A4-Zettel,
deren Inhalt und Layout eher an Beamten-
deutsch erinnern. Im Gegensatz dazu fin-
den Sie vor Apotheken selbst designte Pik-
togramme. Da sieht man zwei Strichma-
xerln, zwischen denen steht: 1 Meter. Das
ist viel intuitiver und muss auch nicht
übersetzt werden. Insofern wäre es gut,
würde man auch in den Parks und anders-
wo die wichtigsten Verhaltensregeln als
Piktogramm darzustellen. Menschen hal-
ten sich viel eher an Regeln, wenn ein An-
dershandeln bildlich derart offensichtlich
ist. Es gibt übrigens Evidenz, dass Men-
schen Normen eher folgen, wenn sie sich
beobachtet fühlen. Dafür braucht es nicht
die Big-Brother-Version mit Kameras, es
genügt, Augenpaare aufzukleben. Klebt
man bei Zeitungsständern stilisierte Au-
genpaare auf, wird weniger gestohlen.
Apropos Piktogramme: Wir haben nach
dem Vorbild Singapurs ein Händewasch-
plakat designt, das man gratis herunterla-
den kann und das mit einer simplen Grafik
richtiges Händewaschen erklärt. Das
könnte an jeder Schultoilettentür hängen.

Die Masken sind ohne Plakate ein
Selbstläufer geworden. Ohne von oben
aufgefordert zu werden, nähen Private
und Designer. Kannman erklären, wann
sichMenschen eine Norm so aneignen?
Ich hätte diesen Hype so nicht planen kön-
nen. Was man aber lernt, ist, dass man In-
fluencer – also Leute, die Einfluss auf an-
dere haben – von Anfang an strategisch
massiv in die Ausbreitung von neuen Nor-
menmiteinbeziehen sollte.

Kann eine
App gegen
Corona
helfen?

Ist eine App-Pflicht
rechtlich möglich?

Abwägungsfrage. Eine Download-Pflicht (z. B.
verankert in einem Covid-Gesetz oder dem
Epidemiegesetz) sei denkbar, sagt Chris-
tiane Wendehorst, Datenschutzrechtsexper-
tin an der Uni Wien. Allerdings nur, wenn
„die Alternative die komplette Untersagung
vieler Aktivitäten wäre, also ein noch drasti-
scherer Grundrechtseingriff, so dass sich die
Corona-App letztlich als das mildere Mittel
darstellt“. Aber auch dann müsste sich eine
App-Pflicht noch weiter am Maßstab der
Verhältnismäßigkeit messen lassen, wobei
auch das subjektive Unbehagen vieler Men-
schen, staatlich überwacht zu werden,
durchaus eine Rolle spiele. Derzeit sieht die
Juristin – „so sehr ich die freiwillige Nutzung
begrüße“ – für eine derartige Pflicht aber
nicht die Voraussetzungen: Weder sei die
App als Instrument zur Epidemie-Eindäm-
mung derart effizient. Noch sei die Entwick-
lung der Epidemiemomentan derart heftig.

Eine andere Frage ist, ob Private (z. B.
Supermärkte, Lokale) Kunden ohne App
einen Vertragsabschluss verweigern dürfen.
Auch das ist nicht undenkbar. Aber auch
hier müsse man fragen, ob eine Verweige-
rung sachlich gerechtfertigt wäre. Vorausset-
zung wäre jedenfalls, dass auch Menschen
ohne Smartphones Zugang bekommen
könnten (z. B. über einen sogenannten Bea-
con). Und man dürfe nicht Menschen mit
Behinderung, ältere Menschen oder Kinder
(z. B. bei den ÖBB) ausschließen. (uw)

Was will eigentlich
die EU?

Fleckerlteppich droht. Am 8. April legte die Eu-
ropäische Kommission die Grundsätze vor,
welche die Mitgliedstaaten bei der Schaf-
fung und Nutzung von Apps zur Verfolgung
von Ansteckungsketten zu beachten hätten.
Ihre Verwendung solle „freiwillig für die
Nutzer, basierend auf ihrer Zustimmung, so-
wie Datenschutzrecht und dem Schutz der
Privatsphäre“ erfolgen. „Die weitverbreitete
Verwendung einer paneuropäischen Leit-
App“, oder zumindest die Interoperabilität
der nationalen Apps, wäre zielführend.
Doch das ist derzeit unrealistisch. Denn für
manche EU-Staaten ist die App gar nicht
vorrangig. Belgiens Bundesregierung etwa
setzt gar nicht darauf. Denn die Zuständig-
keit liegt bei den Regionen. Die können sich
nicht auf eine App einigen. „Für uns bleibt
das eine Priorität“, sagte ein Kommissions-
sprecher zu „Presse“. „Aber es gibt natürlich
keine Pflicht, eine App zumachen.“ (GO)

Was planen Shops
und Fluglinien?

Ticket. „Wir unterstützen alles was sinnvoll
ist“, heißt es zum Thema App bei der AUA.
Durch diese könne die – aufgrund der Flug-
zeug-Klimaanlage jedoch „extrem geringe“
Ansteckungswahrscheinlichkeit – „theore-
tisch“ weiter gesenkt werden. Allerdings gebe
es noch einige technische Fragen: So sollen
die Smartphones im Flugzeug ja im Flugmo-
dus – also mit deaktiviertem Bluetooth – sein
und werden oft auch nicht am Körper getra-
gen, sondern im Overhead-Locker gelagert.
Bei der Frage einer möglichen Verpflichtung
käme eine rechtliche Thematik hinzu. Au-
ßerdem sind viele Passagiere der AUA keine
Österreicher. Bei Geschäften wiederum stelle
sich die Frage mangels „konkreter Forde-
rung“ derzeit nicht, heißt es etwa bei Rewe
(Billa, Merkur, Bipa). Daher wolle man das
Thema nicht kommentieren. (jaz)

Was bedeutet die
App für den Job?

Arbeitsplatz. Firmen könnten ihre Mitarbeiter
wohl sogar dazu verpflichten, die App zu ver-
wenden, sagt Lukas Feiler, Datenschutzex-
perte bei BakerMcKenzie inWien. Allerdings
gelte das nur für das Diensthandy und wäh-
rend der Arbeitszeit. Gibt es einen Betriebs-
rat, wäre eine Betriebsvereinbarung nötig.

Und was, wenn ein Mitarbeiter – dienst-
lich oder privat – eine Warnung aufs Handy
bekommt? Beim Roten Kreuz hofft man bei
Vorwarnungen auf die Einsicht des Arbeit-
gebers. Das Sozial- bzw. Arbeitsministerium
solle dazu noch Anleitungen veröffentli-
chen, hieß es. Diese wären allerdings recht-
lich nicht bindend, bei einem Konflikt müss-
te das Arbeitsgericht entscheiden.

Bei echten Warnungen kann man sich
von der Gesundheitsbehörde einen Abson-
derungsbescheid holen. Der sei dann jeden-
falls ein Rechtfertigungsgrund, um daheim
zu bleiben, heißt es beim Roten Kreuz. Ar-
beitsrechtsexperte Philipp Maier meint in-
des, schon bei einer Vorwarnung könnte sich
der Arbeitnehmer wohl auf seine „höherwer-
tige Pflicht, niemanden anzustecken“ beru-
fen und bis zur Abklärung des Verdachtsfal-
les – längstens zwei Wochen – zuhause blei-
ben. Umgekehrt habe wohl auch der Arbeit-
geber die Pflicht, solche Mitarbeiter ins
Home-Office zu schicken oder dienstfrei zu
stellen, sagt der Anwalt. Auch er betont frei-
lich, dass es dazu noch keine gesicherte
Rechtsansicht gibt. Und: Zu regeln sei dann
auch, „dass nicht jeder, den man zehn Meter
entfernt am Flur sieht, als Kontakt gilt“. (cka)


